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Sondervermögen: Klimaschutz als gemeinsamer Nenner aller Investitionen  

 

Berlin, der 24.06.2025: Anlässlich der Kabinettsberatung zum Sondervermögen Infrastruktur und 

Klimaneutralität betont der BNW, dass sämtliche Investitionen zusätzlich und klimawirksam erfolgen 

müssen. Der Verband schlägt unter anderem eine entsprechende Anpassung von §4 SVIKG vor. Einer 

Finanzierung der Gasspeicherumlage durch den Klima- und Transformationsfonds erteilt 

Geschäftsführerin Prof. Dr. Katharina Reuter eine deutliche Absage. 

 

Investitionen an Klimawirksamkeit knüpfen 

„500 Milliarden Euro extra – das ist kein Alltag, das ist der Spielraum zukünftiger Generationen, der 

jetzt investiert wird“ betont Prof. Dr. Katharina Reuter, Geschäftsführerin des BNW. „Den 

Investitionsstau per Sondervermögen jetzt anzugehen ist gut, aber erfordert auch, die Milliarden 

zukunftssicher einzusetzen. Dafür muss das Klimaziel 2045 zum gemeinsamen Nenner der 

Investitionen werden. Nur wenn jeder einzelne Euro messbar zu Klimaneutralität beiträgt, wird das 

Sondervermögen kein Flickenteppich, sondern ein generationengerechter Zukunftsfonds“ so Reuter 

weiter.  

 

Kontrollmechanismen verankern 

Um sicherzustellen, dass die vorgesehenen Investitionen ihre volle und langfristige Wirkung entfalten 

können, schlägt der BNW folgende Ergänzung zu §4 des Gesetzesentwurfes zur Errichtung eines 

Sondervermögens für Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIKG) vor:  

 

„Alle Investitionen nach Abs.1 müssen einen nachweislichen Beitrag zur Erreichung der 

Klimaneutralität bis 2045 und zur Umsetzung der Prinzipien der Kreislaufwirtschaft leisten. Dies ist 

durch geeignete Kriterien und Indikatoren zu belegen.“ 

 

Um eine entsprechend Kontrolle der Klimawirksamkeit sicherzustellen, empfiehlt der Verband in 

seiner Stellungnahme zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens 

Infrastruktur und Klimaneutralität unter anderem verbindlich Klimakennzahlen für sämtliche 

investiven Maßnahmen in das Gesetz aufzunehmen. Ergänzend braucht es öffentlich einsehbare 

Berichte, zum Beitrag zu den Klimazielen, sowie verbindliche Mechanismen zur Nachsteuerung, wenn 

einzelne Investitionen ihre Klimawirkung verfehlen.  

 

Kreislaufwirtschaft als Infrastrukturgrundsatz verankern 

Im Einklang mit der Verknüpfung des SVIKG und dem Klimaziel 2045 fordert der BNW Bund, 

Länder und Kommunen auf, ihre Beschaffung zirkulär-nachhaltig auszurichten. Die öffentliche Hand 

kann Leitmärkte für nachhaltige, innovative und kreislauffähige Materialien anschieben und so 

besonders im Bereich Infrastrukturprojekte (z. B. im Bau, Verkehr, Energie oder Wasser) erhebliche 

Einsparungen beim Materialeinsatz erzielen. Hier kreislauffähige Produkte und sekundäre Rohstoffe 

einzusetzen, hat unmittelbare Effekte auf die Ressourcenschonung und Emissionsminderung. 

Investitionen in eine ressourcen- und klimaneutrale Infrastruktur unterstützen die heimische 

Rohstoffwirtschaft bei ihrer Transformation und stärken die Recyclingwirtschaft. 

 

https://www.bnw-bundesverband.de/sites/default/files/inline-files/BNW_Stellungnahme_Referentenentwurf%20Sonderverm%C3%B6gen.pdf


 

KTF zum Klimaschutzbooster machen  

Damit das Sondervermögen bestmöglich und zukunftssicher eingesetzt werden kann, muss die 

„Zusätzlichkeit“ der Investitionen gesichert sein. Anstatt fossile Investitionen zu unterstützen oder den 

Haushalt mitzufinanzieren, soll der KTF gezielt Klimaschutzmaßnahmen vorantreiben. Bereits heute 

sind die Mittel im KTF und mit Blick auf die Klimaneutralität unzureichend. „Jetzt die 

Gasspeicherumlage in den Klima- und Transformationsfonds zu schieben, ist nicht nur juristisch 

heikel, sondern das Gegenteil von zusätzlich und zukunftssicher. Damit verlängert die 

Bundesregierung fossile Abhängigkeiten und verbrennt sprichwörtlich Geld, das dann bei der 

Modernisierung der Wirtschaft fehlt. Die Regierung muss ihr eigenes Klimaziel 2045 ernst nehmen 

und die Förderung der fossilen Vergangenheit beenden“ fordert Reuter. 

 

Die Stellungnahme zum Referentenentwurf zur Errichtung eines Sondervermögens Infrastruktur und 

Klimaneutralität im Detail 
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Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V. 

Der Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V. (BNW) bringt die Stimme der progressiven Unternehmen direkt 

ins politische Berlin. Seit der Gründung 1992 setzt sich der BNW e.V. als unabhängiger Unternehmensverband 

für Umwelt-, Klimaschutz und soziale Nachhaltigkeitsaspekte ein. Mit seinen 700 Mitgliedsunternehmen steht 

der Verband für mehr als 200.000 Arbeitsplätze; Großunternehmen sowie Mittelstand sind in dem 

branchenübergreifenden Netzwerk genauso vertreten wie Cleantech-Startups und Social-Entrepreneurs.  

https://www.bnw-bundesverband.de/ 
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